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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag und dem Beschluß vom 22. Januar 
1972 über den Beitritt des Königreichs Dänemark, 
Irlands, des Königreichs Norwegen und des Vereinig- 
ten Königreichs Großbritannien und Nordirland zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, zur Europä- 
ischen Atomgemeinschaft und zur Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

(Schriftlicher Bericht des Auswärtigen Ausschusses) 


A. Problem 

Das Vertragswerk ist ratifizierungsbedürftig (Artikel 2 Abs. 1). 


B. Lösung 

Der Entwurf trägt diesem Erfordernis Rechnung. Er enthält das 
Vertragsgesetz mit Begründung, den Text des Vertragswerkes 
und der Schlußakte in deutscher Sprache sowie die Denkschrift 
zum Vertrags werk. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag und dem Beschluß vom 22. Januar 
1972 über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands, des 
Königreichs Norwegen und des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland zur Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft, zur Europäischen Atomgemeinschaft und zur 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

— Drucksachen VI/3408, zu VI/3408, Nachtrag zu VI/3408 — 

über die Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem 
Vertrag über den Beitritt des Königreichs Dänemark, Irlands, 
des Königreichs Norwegen und des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland zu den Europäischen Gemein- 
schaften 

— Drucksache VI/3427 — 


A. Bericht des Abgeordneten Blumenfeld 


Der von der Bundesregierung eingebrachte Ge- 
setzentwurf wurde vom Deutschen Bundestag in sei- 
ner 185. Sitzung am 4. Mai 1972 dem Auswärtigen 
Ausschuß federführend, dem Ausschuß für Wirt- 
schaft, dem Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft, dem Haushaltsausschuß und dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitbera- 
tend überwiesen. 

Die mitberatenden Ausschüsse haben empfohlen, 
dem Gesetzentwurf zuzustimmen. Der Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat zusätz- 
lich eine Entschließung gefaßt, die der Auswärtige 
Ausschuß dem Deutschen Bundestag zur Annahme 
empfiehlt. 


Nachdem bereits in den Jahren 1961 bis 1963 Ver- 
handlungen zwischen der EWG einerseits und Groß- 
britannien, Irland, Dänemark und Norwegen ande- 
rerseits über einen Beitritt zur Europäischen Ge- 
meinschaft stattgefunden haben, die aber durch das 
politische Veto der französischen Regierung schei- 
terten, wurden nach einigen Vorbereitungen im 
Jahre 1970 erneut Verhandlungen mit den genann- 
ten Ländern aufgenommen, die dann am 22. Januar 
d. J. mit der Unterzeichnung der Beitrittsakte abge- 
schlossen werden konnten. 

Das vorliegende Vertragswerk kann im großen 
und ganzen als ausgewogen und für alle Seiten 
akzeptabel bezeichnet werden. Besonders hervor- 
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zuheben ist die Tatsache, daß am Inhalt der be- 
stehenden europäischen Verträge und an dem soge- 
nannten Folgerecht nicht gerüttelt wurde. Das heißt 
also, Buchstaben und Geist der Verträge von Paris 
und Rom wurden von keinem der Verhandlungs- 
partner in Frage gestellt. Dies gilt auch für die poli- 
tische Zielsetzung der Europäischen Gemeinschaften, 
wie sie in den Präambeln der Verträge deutlich zum 
Ausdruck kommt. Es muß also nachdrücklich unter- 
strichen werden, daß jedes Land, welches Vollmit- 
glied der Europäischen Gemeinschaft wird, sich nicht 
nur zur wirtschaftlichen, sondern auch zur politi- 
schen Einigung Europas bekennt. Für diejenigen, die 
sich dazu nicht in der Lage sehen, bieten die Römi- 
schen Verträge die Möglichkeit der Assoziierung 
oder der Sondervereinbarungen. 

Der Entwurf des Zustimmungsgesetzes (Druck- 
sache W3408) bezieht sich auf das Vertragswerk 
über den Beitritt Dänemarks, Irlands, Norwegens 
und Großbritanniens zu den Europäischen Gemein- 
schaften. 

Das Vertragswerk besteht aus mehreren Teilen: 

— dem völkerrechtlichen Vertrag zwischen den 
ursprünglichen Mitgliedstaaten der EG und den 
genanten Staaten über deren Beitritt zur EWG 
und zur EAG vom 22. Januar 1972, 

— dem Beschluß des Rates der EG ebenfalls vom 
22. Januar 1972 über den Beitritt der vier Staa- 
ten zur EGKS, 

— der Beitrittsakte, die als Bestandteil von Bei- 
trittsvertrag und Beitrittsbeschluß das eigent- 
liche Kernstück des Vertragswerks ist, das in 
fünf Teilen die notwendigen Anpassungen der 
ursprünglichen Verträge und die Beitrittsbedin- 
gungen regelt. 

Der Beitrittsakte beigefügt und somit Bestandteil 
von Beitrittsvertrag und Beitrittsbeschluß sind 

1. elf Anhänge, die die infolge der Übernahme des 
gesamten Folgerechts durch die beitretenden 
Staaten erforderlichen dauernden und vorüber- 
gehenden Anpassungen einer Reihe von Rechts- 
akten (Verordnungen, Richtlinien und Entschei- 
dungen der Gemeinschaftsorgane) an die insti- 
tutioneilen Bestimmungen der erweiterten Ge- 
meinschaft sowie an die rechtlichen und sprach- 
lichen Gegebenheiten in den neuen Mitglied- 
staaten enthalten. 

2. 30 Protokolle, die überwiegend sich auf be- 
stimmte Länder bzw. Gebiete beziehende Son- 
derregelungen enthalten (z. B. über die norwegi- 
schen Fischereirechte, die Färöer, die Einfuhr 
von Butter und Käse aus Neuseeland nach Groß- 
britannien) und deshalb nicht in die Beitritts- 
akte selbst aufgenommen wurden. Hervorzuhe- 
ben ist hier Protokoll Nr. 22, in dem der Rah- 
men der künftigen Assoziierungspolitik der Ge- 
meinschaft gegenüber den Ländern Schwarzafri- 
kas und einigen Entwicklungsländern des Com- 
monwealth im Indischen und Pazifischen Ozean 
sowie der Karibik festgelegt wird. 

3. Briefwechsel über Währungsfragen zur inter- 
nationalen Stellung des Pfund Sterling. 


Zu dem Vertragswerk gehört außerdem die in 
das Ratifikationsverfahren einbezogene Schluß- 
akte, der verschiedene gemeinsame und einseitige 
Erklärungen sowie die Vereinbarung über das Ver- 
fahren zwischen der Gemeinschaft und den neuen 
Mitgliedstaaten bis zum Inkrafttreten des Beitritts 
(1. Januar 1973) beigefügt sind. Hierunter befin- 
det sich auch die Ankündigung der Bundesregie- 
rung, bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde 
zum Beitrittsvertrag und bei Wirksamwerden des 
Beitritts zur EGKS die übliche Berlin-Erklärung ab- 
zugeben. 

Das Vertragswerk ist in vier Sprachen der ur- 
sprünglichen Gemeinschaft (Deutsch, Französisch, 
Italienisch, Niederländisch) sowie in den Sprachen 
der neuen Mitgliedstaaten (Englisch, Dänisch, Nor- 
wegisch, Gälisch) abgefaßt. Alle Sprachfassungen 
sind gleichermaßen verbindlich, jedoch wird aus 
finanziellen, technischen und zeitlichen Gründen von 
einer Veröffentlichung sämtlicher Sprachfassungen 
im Bundesgesetzblatt abgesehen. Das Vertragswerk 
wird deshalb neben Deutsch nur in Französisch als 
einer Sprache eines der ursprünglichen Mitglied- 
staaten und in Englisch als einer Sprache eines der 
neuen Mitgliedstaaten veröffentlicht. Das Vertrags- 
werk ist aber in sämtlichen Sprachfassungen im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ver- 
öffentlicht worden. 

In den Beitrittsverträgen sind für bestimmte Sek- 
toren übergangsfristen und Anpassungsregelungen 
vorgesehen, so etwa für die Agrarpolitik, die Finan- 
zierung, die Zölle und den Außenhandel. Solche 
Regelungen waren erforderlich, um eine möglichst 
reibungslose Eingliederung der Beitrittsländer in die 
Gemeinschaft zu ermöglichen. Es ist zu hoffen, daß 
die vorgesehenen Fristen nicht überzogen werden 
müssen, sondern daß es vielmehr gelingt, sie zu ver- 
kürzen, damit die erweiterte Gemeinschaft möglichst 
schnell voll funktionsfähig wird. Auch darf diese 
Übergangszeit nicht zu einem Stillstand oder einer 
Verlangsamung im Integrationsprozeß führen. Die 
Gemeinschaftsarbeit muß zügig fortgesetzt werden, 
was insbesondere für die stufenweise Schaffung 
der Wirtschafts- und Währungsunion gilt, sowie für 
die gemeinsame Außenhandelspolitik. Es ist in die- 
sem Zusammenhang zu begrüßen, daß die vier Bei- 
trittsländer bereits vor Inkrafttreten der Verträge 
bei allen Entscheidungen der Gemeinschaft, die sich 
auf die Zeit nach dem Beitritt auswirken, konsul- 
tiert werden und auch an den währungspolitischen 
Beschlüssen sowie den außenpolitischen Konsul- 
tationen nach dem sog. Davignon-Verfahren betei- 
ligt werden. 

Auf keinen Fall darf die bevorstehende „Quanti- 
tätsvermehrung" der Europäischen Gemeinschaften 
zu einer „Qualitätsverminderung" führen. Man wird 
auch mit der wirtschaftlichen Integration einschließ- 
lich der Währungsfragen, der Agrarprobleme usw. 
auf die Dauer nicht vorankommen, wenn man nicht 
starke und handlungsfähige Gemeinschaftsorgane hat 
und wenn man nicht parallel zur Errichtung der 
Wirtschafts- und Währungsunion auch die politische 
Einigung vorantreibt. Daher sei auch hier an die 
Bundesregierung appelliert, sich bei der bevorstehen- 
den EG-Gipfelkonferenz, an der ja auch die vier Bei- 
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trittsländer vollberechtigt teilnehmen r mit allem 
Nachdruck in diesem Sinne einzusetzen. 

Von besonderer Bedeutung ist die Frage der 
Institutionen und ihrer Wirksamkeit. Mit diesem 
Problem befassen sich auch die uns vorliegenden 
Entschließungen des Europäischen Parlaments und 
des Bundesrates. Beiden Aussagen kann vollinhalt- 
lich zugestimmt werden. Vor allem die Stellung- 
nahme des Bundesrates stimmt fast wörtlich mit 
dem überein, was im Bundestag schon häufig zum 
Ausdruck gebracht wurde. 

Das Entscheidungsverfahren im Ministerrat ist zu 
verbessern (dabei geht es u. a. um die vertragsge- 
rechte Anwendung des Mehrheitsprinzips), die Stel- 
lung der Kommission ist gemäß den in den Verträ- 
gen vorgesehenen Befugnissen zu sichern und zu 
stärken, die Rechte des Europäischen Parlaments 
sind durch Übertragung legislativer Kompetenzen 
auszubauen, und seine politische Stellung muß durch 
Direktwahl seiner Mitglieder aufgewertet werden. 


Der Auswärtige Ausschuß hat im Zusammenhang 
mit den Beitrittsverträgen die ihm überwiesene 
Entschließung des Europäischen Parlaments vom 
19. April 1972 beraten. Hier geht es vor allem um 
die Kompetenzerweiterung für das Europäische 
Parlament; ein Anliegen, das vom Auswärtigen 
Ausschuß voll geteilt wird. 

Hierzu liegt seit kurzem ein von einer Arbeits- 
gruppe der Europäischen Kommission erstellter Be- 
richt vor, der sog. Vedel-Bericht, der ein durchaus 
realisierbares Minimalprogramm enthält. Der Aus- 
schuß gab der Hoffnung Ausdruck, daß diese Vor- 
schläge ein Hauptpunkt bei der EG-Gipfelkonferenz 
sein werden. 

Der Auswärtige Ausschuß begrüßt einmütig das 
vorliegende Vertragswerk und empfiehlt in Über- 
einstimmung mit den Voten der mitberatenden Aus- 
schüsse, dem Gesetzentwurf zuzustimmen, wobei in 
die Zustimmung auch der französische und englische 
Wortlaut des Vertragswerkes einbezogen wird. 


Bonn, den 15. Juni 1972 


Blumenfeld 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Gesetzentwurf — Drucksachen VI/3408, zu 
VI/3408, Nachtrag zu VI/3408 — unverändert zu- 
zustimmen; 

2. die folgende Entschließung zu fassen: 

a) Die Erweiterung der EWG erfordert, die 
Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik nach 
Artikel 39 des Romvertrages unter den neuen 
Bedingungen zu verwirklichen. Dabei muß 
die Landwirtschaft an der allgemeinen Wirt- 
schafts- und Einkommensentwicklung voll 
teilhaben. Deshalb darf die Landwirtschaft 
nicht wegen des Beitritts unter Preisdruck 
gestellt werden. 

b) Der Beitritt der vier Staaten vergrößert die 
Vielfalt der unterschiedlichen landwirtschaft- 
lichen Strukturen in der Gemeinschaft. Bei 
allen Maßnahmen der gemeinsamen Agrar- 
politik ist zu beachten, daß unter Berücksich- 
tigung regionaler Besonderheiten eine har- 
monische Fortentwicklung der Landwirtschaf- 
ten in allen Mitgliedstaaten erreicht wird. 

i 

c) Im Zuge einer fortschreitenden Harmonisie- I 3. 
rung müssen Wettbewerbsverzerrungen, die j 


sich durch unterschiedliche nationale Bestim- 
mungen über Erzeugung, Vermarktung und 
Intervention landwirtschaftlicher Produkte 
ergeben, ausgeglichen werden. Für besondere 
betriebsstrukturell bedingte Schwierigkeiten 
sollte durch differenzierte gezielte Maßnah- 
men Abhilfe geschaffen werden. 

d) Der Integrationsprozeß mit dem Ziel der 
Wirtschafts- und Währungsunion sollte auch 
nach der Erweiterung so rasch wie möglich 
vollzogen werden, damit das System der ge- 
meinsamen Agrarpolitik möglichst reibungs- 
los arbeiten kann; anderenfalls bestünde die 
Gefahr, daß sich durch nationale währungs- 
und wirtschaftspolitische Entscheidungen 
nachteilige Rückwirkungen auf einzelne Land- 
wirtschaften ergeben würden. 

e) Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei 
den Beratungen und Entscheidungen in den 
zuständigen Gremien der Gemeinschaft auf 
eine Realisierung dieser Entschließungs- 
punkte hinzuwirken; 

die Vorlage — Drucksache VI/3427 — zustim- 
mend zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1972 


Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Schröder (Düsseldorf) Blumenfeld 

Vorsitzender Berichterstatter 
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